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Gegenüber der bisherigen Regelung9 wurde festgelegt, daß 
die Räte der Bezirke — Abteilungen Gesundheits- und Sozial­
wesen — in ihrem Territorium die medizinische Betreuung 
gemäß dieser АО zu gewährleisten haben. Gleichzeitig wur­
den die zentralen staatlichen Organe mit eigenem medizini­
schem Dienst verpflichtet, von ihnen delegierte Reisende in 
den Untersuchungs- und Impfstellen dieses medizinischen 
Dienstes zu betreuen.

Umfassend ist die Verantwortung des Betriebes für die 
Auswahl der Reisekader, die Vorbereitung der Reisenden, die 
Absicherung ihrer rechtzeitigen Untersuchung und die Schutz­
impfungen sowie die Unterstützung der Untersuchungs- und 
Impfstellen geregelt.

Der Betrieb hat u. a. dafür zu sorgen, daß sich der Rei­
sende termingerecht den vorgeschriebenen medizinischen Un­
tersuchungen und Schutzimpfungen unterzieht. Dazu ist die­
ser gemäß § 183 Abs. 1 AGB von der Arbeit freizustellen.

*

Zwei neue Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Aus- und 
Weiterbildung von Hoch- und Fachschulkadern traten am 
1. Mai 1988 in Kraft. Mit der АО über postgraduale Studien 
vom 4. März 1988 (GBl. I Nr. 7 S. 72) wird das Ziel verfolgt, 
diese Studienform konsequenter als Weiterbildungsmaß­
nahme für Hochschulkader zu profilieren.

Die АО gilt generell für alle Universitäten und Hochschu­
len, findet aber auch entsprechende Anwendung auf Fach­
schulen sowie wissenschaftliche Einrichtungen, wenn diesen 
der Auftrag zur Durchführung postgradualer Studien erteilt 
wurde. Die Bereiche Volksbildung, Kultur und Gesundheits­
wesen, für die es seit 1973 modifizierte Bestimmungen gab, 
sind ebenfalls einbezogen. Für die postgradualen Studien an 
Hochschulen der Nationalen Volksarmee, der Grenztruppen 
der DDR sowie weiterer Schutz- und Sicherheitsorgane wer­
den auf dieser Grundlage nunmehr eigenständige Bestim­
mungen erlassen. Die planmäßige Weiterbildung der Ärzte,

Zahnärzte, Pharmazeuten und medizinischen Fachschulkader 
ist von dieser АО nicht betroffen.

Die Freistellung von der Arbeit für Teilnehmer an post­
gradualen Studien regelt sich nach der АО über die Freistel­
lung von der Arbeit sowie über finanzielle Regelungen für 
das Fern- und Abendstudium und die Weiterbildungsmaß­
nahmen an den Hoch- und Fachschulen vom 1. Juli 1973 
(GBl. I Nr. 31 S. 305) i. d. F. der АО Nr. 2 vom 1. Juli 1981 
(GBl. I Nr. 24 S. 299). Teilnehmer an postgradualen Studien 
in Direktstudienform sind für die Dauer des Direktstudiums 
von der Arbeit freizustellen. Für die Anfertigung der Ab­
schlußarbeit wird in allen Studienformen eine zusammenhän­
gende Freistellungszeit von 20 Arbeitstagen gewährt.

Künftig werden postgraduale Studien vom Grundsatz her 
mit der Erteilung des „Fachabschlusses“ abgeschlossen. Über 
den erfolgreichen Abschluß eines postgradualen Studiums 
wird ein Zeugnis ausgestellt, das die Leistungen des Absol­
venten in den einzelnen Lehrgebieten ausweist.

Ergänzungen zur Berufsbezeichnung, die bisher in viel 
zu großem Umfang an Absolventen postgradualer Studien 
erteilt wurden, sind in Zukunft auf wenige Ausnahmen be­
grenzt. Die Bestimmungen dazu enthält die АО über die Er­
teilung und Führung von Berufsbezeichnungen der Hoch- 
und Fachschulbildung vom 4. März 1988 (GBl. I Nr. 7 S. 71). 
Damit erhöhen sich insgesamt Übersichtlichkeit und Rechts­
sicherheit in der Arbeit mit Berufsbezeichnungen und deren 
Ergänzungen. Das Verzeichnis der Berufsbezeichnungen wird 
gesondert vom Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 
veröffentlicht.
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9 АО über Maßnahmen des Gesundheitsschutzes für die in tropi­
sche und subtropische Länder reisenden Bürger der DDR vom
10. April 1973 (GBl. I Nr. 23 S. 210) und АО Nr. 2 vom 13. Dezem­
ber 1977 (GBl. I Nr. 38 S. 435).

Informationen
Entsprechend einer Vereinbarung zwischen dem Institut für 
Staat und Recht der Akademie der Wissenschaften der UdSSR 
und der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der 
DDR fand vom 15. bis 18. Juni 1988 in Potsdam-Babelsberg das
14. Rundtischgespräch von Verwaltungsrcchtswisscnschaftlern 
der DDR und der UdSSR statt. Zum Thema „Das Verhältnis 
zwischen materiellen und verfahrensrechtlichen Regelungen 
im Verwaltungsrecht“ referierten einleitend Prof. Dr. В. M. 
L а s а r e w (Leiter des Sektors Verwaltungsrecht am Institut 
für Staat und Recht der AdW der UdSSR) und Prof. Dr.
G. S c h u l z e  (1. Prorektor der ASR).

Teilnehmer aus der UdSSR äußerten sich zur Entschei­
dungstätigkeit des Ministerrates der UdSSR und der Minister­
räte der Unionsrepubliken, zu Verfahrensregelungen im Be­
reich der Volkswirtschaft, zur Gesetzgebung auf dem Gebiet 
der Volksbildung in der Kasachischen SSR sowie zur Struk­
tur des Verwaltungsapparates in der Turkmenischen SSR.

Rechtswissenschaftler der ASR behandelten das Verhältnis 
und die Wirksamkeit materiellrechtlieher und verfahrens­
rechtlicher Regelungen unter dem Aspekt der Gewährleistung 
der Rechte und Pflichten der Bürger im Verwaltungsrecht, 
speziell im Bereich der Wohnraumlenkung und des Ordnungs­
widrigkeitsrechts. Weitere Beiträge galten der Entscheidungs­
befugnis örtlicher Räte, der rechtlichen Regelung von Aufla­
gen örtlicher Räte, der Mitwirkung ehrenamtlicher Gremien 
im Antrags- und im Rechtsmittelverfahren sowie aktuellen 
Aufgaben der juristischen Qualifizierung von Staats- und Ju­
stizkadern auf dem Gebiet des Verwaltungsrechts.

Die Materialien werden in der von der ASR herausgegebe­
nen Schriftenreihe „Aktuelle Beiträge der Staats- und Rechts­
wissenschaft“ veröffentlicht.

Einen Informations- und Erfahrungsaustausch über aktuelle 
Fragen des strafrechtlichen Schutzes der Umwelt veranstaltete 
der Bereich Strafrecht der Sektion Rechtswissenschaft der 
Humboldt-Universität Berlin am 17. Juni 1988. Als Gast refe­
rierte Prof. Dr. Otto T r i f f t e r e r  (Universität Salzburg) 
über das neue, am 1. Januar 1989 in Kraft tretende österrei­
chische Umweltstrafrecht, dessen Möglichkeiten und Grenzen 
als Instrument zur Bewältigung der Umweltkrise er sichtbar 
machte. Im Rechtsvergleich mit entsprechenden Vorschriften 
der BRD, der DDR und der Schweiz analysierte er das Re­

formanliegen, wobei er vor allem auf rechtspolitische und 
rechtssoziologische Aspekte einging.

In der Diskussion wurde von Wissenschaftlern und Prak­
tikern aus der DDR über die Rechtspraxis beim Umweltschutz 
in der DDR informiert und erörtert, wie durch komplexe An­
wendung verwaltungsrechtlicher und strafrechtlicher Bestim­
mungen wirksamer zur Bekämpfung von Rechtsverletzungen 
im Umweltbereich sowie zur Verhütung von Umweltschädi­
gungen beigetragen werden kann. Ferner wurde die Notwen­
digkeit unterstrichen, zu einer klaren Definition des straf­
rechtlichen Umweltschadens sowie zu international abge­
stimmten verwaltungsrechtlichen Vorschriften zum Schutze 
der Umwelt zu kommen.

Ein „Klub junger Juristen“ konstituierte sich am 25. Mai 1988 
beim Bezirksvorstand Berlin der Vereinigung der Juristen 
der DDR. Damit wird spezifischen Interessen junger Juristen 
aller Berufszweige entsprochen, ohne daß eine Verselbständi­
gung der Jugendarbeit innerhalb der VdJ oder ein Herauslö­
sen der jungen Juristen aus der Tätigkeit der VdJ-Wirkungs- 
gruppen beabsichtigt ist. Jährlich sollen als bildungspolitische 
Unterstützung in den ersten Berufsjahren etwa fünf Veran­
staltungen ausgewählte praktische Erfahrungen und aktuelle 
wissenschaftliche Erkenntnisse vermitteln. Zugleich bietet der 
Klub Möglichkeiten des geselligen Zusammenseins.

Der Klubrat unter Leitung von Staatsanwalt Frank Baur 
will Veranstaltungsreihen entwickeln, die vom „Treff mit 
Prominenten“ über die Diskussion aktueller Rechtsfragen und 
wissenschaftlicher Themen, den Besuch von Kulturstätten bis 
zu Begegnungen mit ausländischen jungen Juristen reichen. 
Der Klub will auch junge Juristen gewinnen, die noch nicht 
VdJ-Mitglieder sind.

Den „Treff mit Prominenten“ eröffnete am 16. Juni 1988 
der Präsident der VdJ und Präsident des Obersten Gerichts 
der DDR, Dr. Günter Sarge. Er beantwortete Fragen zu aktu­
ellen Aufgaben der Rechtsprechung und Gesetzgebung, zur 
wachsenden Rolle und Verantwortung der Juristen in unse­
rem Land sowie zur internationalen Arbeit der VdJ. Die Teil­
nehmer verabschiedeten aus aktuellem Anlaß (Soweto-Tag) 
eine Protestresolution, in der die Beseitigung der Apartheid 
in Südafrika und die Freilassung der „Sechs von Sharpeville“ 
gefordert wurden.


